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Der monatliche Demokratie-Newsletter bietet einen Überblick über die wichtigsten Entwick-
lungen im Bereich der Demokratie und der politischen Rechte. Er beinhaltet eine Auswahl 
relevanter Medienberichte, Urteile, Details zu nationalen Volksinitiativen und Hinweise auf 
neue juristische Publikationen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Schweiz. Wir achten 
hierbei darauf, dass auch wichtige und aktuelle Themen aus den Bereichen Föderalismus, 
Politik, Staats- und Rechtsphilosophie sowie Fragen aus dem öffentlich-rechtlichen Verfah-
rensrecht aufgeführt werden. 
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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 02.10.2025, S. 9 

Das «Kathi» wird zum Testfall für Föderalismus. Die St. Galler Politik kämpft 
um das Fortbestehen der christlichen Mädchenschule St. Katharina. (Link)  

 

 

03.10.2025, S. 4 

Mass-voll reicht eine weitere Beschwerde ein. Mass-voll sieht im Engage-
ment der Medienkonzerne Ringier und TX Group bei Digital Switzerland 
eine Einflussnahme. Die Unternehmen weisen die Vorwürfe zurück. (Link)  

 

 05.10.2025, S. 13 

Ruiniert uns die direkte Demokratie? Die Schweizer gönnen sich etwas 
beim Abstimmen – am liebsten zugunsten des eigenen Portemonnaies. 
Parteien und Verbände haben das längst gemerkt. Ein böses Omen für das 
Sparpaket des Bundesrates. (Link) 

 

 07.10.2025, S. 13 

Entsorgungscoupons und kein Ende. Die SP-Stadträtin Simone Brander 
wollte die beliebten Gutscheine abschaffen – nun dürfte das Volk darüber 
zu befinden haben. (Link)  

 

 

10.10.2025, S. 19 

Beschwerde der Stadt Zürich erhält keine aufschiebende Wirkung. Das 
Bundesgericht sah die Voraussetzungen für die aufschiebende Wirkung 
nicht gegeben. Die neuen Regeln für Tempo 30 könnten somit in Kraft tre-
ten, bevor das Gericht einen inhaltlichen Entscheid gefällt hat. (Link) 

 

 

https://www.nzz.ch/schweiz/zwist-um-das-kathi-darf-ein-kanton-auf-christlichen-maedchenschulen-bestehen-ld.1904669
https://www.tagesanzeiger.ch/e-id-abstimmung-mass-voll-reicht-weitere-beschwerde-ein-937168262378
https://www.nzz.ch/schweiz/zusaetzliche-rente-billig-oev-und-kostenlose-verhuetung-direkte-demokratie-kann-ins-geld-gehen-ld.1905059
https://www.nzz.ch/zuerich/entsorgungscoupons-in-zuerich-die-naechste-skurrile-volksabstimmung-ld.1905255
https://www.tagesanzeiger.ch/zuerich-bundesgericht-lehnt-aufschiebende-wirkung-bei-oev-initiative-ab-887854839114
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11.10.2025, S. 20 

«Das verhärtet nur die Fronten» - Stimmrecht für Alte. Die Zahl der älteren 
Menschen wächst, und sie gehen viel häufiger an die Urne als die Jungen. 
Soll man ihnen das Wahlrecht entziehen oder etwas dagegen tun? Eine 
Ökonomin und ein Politologe antworten. (Link) 

 

 12.10.2025, S. 13 

Im Spurt Richtung Europa. Ein internes Papier zeigt, wie die EU-Abstim-
mung beschleunigt werden soll – gegen den Willen der SVP. (Link) 

 

 13.10.2025, S. 19 

[Gastkommentar von Johann Schneider-Ammann] Die eigenen Stärken be-
wahren. Die Schweiz würde mit den Bilateralen III sicherlich politische Ruhe 
im Umgang mit Europa finden. Doch das ist zu wenig angesichts des Ver-
lusts an Eigenständigkeit und direkter Demokratie. (Link) 

 

 15.10.2025, S. 28 

[Gastkommentar von Andreas Lienhard und Kurt Nuspliger] Volksent-
scheide zu Planungsbeschlüssen sind aus staatspolitischer Sicht problema-
tisch. Das Stimmvolk genehmigte im Jahr 2000 den Planungsbeschluss zur 
Beschaffung neuer Kampfflugzeuge mit einem Finanzrahmen, der nun ge-
sprengt werden dürfte. Volksentscheide zu Planungsbeschlüssen können 
zu Glaubwürdigkeits- und Akzeptanzproblemen führen. (Link) 

  

 

20.10.2025, S. 21 

Bezirksrat schmettert Beschwerde wegen Abstimmung ab. Eine Privatper-
son warf der Gemeinde vor, einen unfairen Abstimmungskampf betrieben 
zu haben. (Link) 

 

https://www.tagesanzeiger.ch/stimmrechtsalter-so-gerecht-sind-wahlen-fuer-junge-schweizer-269129088656
https://www.nzz.ch/schweiz/die-uhr-tickt-wie-die-befuerworter-die-eu-vertraege-noch-vor-den-naechsten-wahlen-unter-dach-und-fach-bringen-wollen-ld.1906127
https://www.nzz.ch/meinung/die-schweiz-darf-gegenueber-der-eu-nicht-den-weg-des-geringsten-widerstands-gehen-ld.1906154
https://www.nzz.ch/meinung/volksentscheide-zu-planungsbeschluessen-sind-aus-staatspolitischer-sicht-problematisch-ld.1904406
https://www.tagesanzeiger.ch/pfaeffikon-wildberg-fusion-bezirksrat-weist-beschwerde-ab-316804045720
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23.10.2025, S. 21 

Isabel Garcia muss nicht zurücktreten – vorerst. Urteil zu Politaffäre. Hat die 
Kantonsrätin ihre Wählerschaft mit dem Wechsel von der GLP zur FDP kurz 
nach der Wahl getäuscht? Nein, sagt das Zürcher Verwaltungsgericht. Gar-
cias Kritiker wollen das Urteil weiterziehen. (Link) 

  

 

24.10.2025, S. 17 

Stimmzwang für alle gegen die Übermacht der Alten? Generationenkampf 
an der Urne. Die Senioren dominieren beim Wählen – die junge Generation 
verliert. Wie gegensteuern? E-Voting, Geld fürs Abstimmen oder Zwang: 
drei Reformideen im Expertenurteil. (Link) 

 

 25.10.2025, S. 9 

Klar für die Verträge, knapp gegen das Ständemehr. Kantone äussern sich 
zu den EU-Abkommen – Stellungnahme zum Abstimmungsmodus scheitert 
am Quorum. (Link) 

 

 

28.10.2025, S. 19 

«Welche Wohnkrise?» – Gleich drei Initiativen fallen im Parlament durch. 
SP, Grüne und AL fordern mehr gemeinnützigen Wohnraum und mehr 
Schutz für Mietende, SVP und Mitte wollen mehr Wohneigentum für den 
Mittelstand. Doch die politischen Lager blockierten einander. (Link) 

 

 31.10.2025, S. 8 

Nach den Jugendlichen und den Frauen erhalten nun auch die KMU ihre 
Sondersession im Bundeshaus. 46 Unternehmensvertreter debattieren 
während zweier Tage im Bundeshaus. (Link) 

 

 

 

https://www.tagesanzeiger.ch/parteiwechsel-glp-fdp-isabel-garcia-gewinnt-vor-gericht-736070094231
https://www.tagesanzeiger.ch/stimmbeteiligung-wie-e-voting-junge-waehler-mobilisieren-kann-872620589166
https://www.nzz.ch/schweiz/eu-vertraege-die-mehrheit-der-kantone-will-eine-abstimmung-ohne-staendemehr-aber-sie-verpasst-das-noetige-quorum-ld.1907990
https://www.tagesanzeiger.ch/zuerich-kantonsrat-streitet-ueber-vier-initiativen-zum-thema-wohnen-473566245450
https://www.nzz.ch/schweiz/nach-den-jugendlichen-und-den-frauen-erhalten-nun-auch-die-kmu-ihre-sondersession-im-bundeshaus-ld.1909486
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 31.10.2025, S. 9 

Angst um die direkte Demokratie. Der Bundesrat solle umgehend Studien 
zu den Auswirkungen des EU-Pakets in Auftrag geben, fordert eine linke 
Stiftung. (Link) 

 

 

2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 30. September 2025 (1C_554/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 in Sachen 
Bundesbeschluss über die kantonale Liegenschaftssteuer auf 
Zweitliegenschaften – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, 
da diese statt bei einer zuständigen Vorinstanz direkt beim Bundesgericht 
eingereicht worden ist. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 1. Oktober 2025 (1C_557/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über das E-ID-
Gesetz – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese 
statt bei einer zuständigen Vorinstanz direkt beim Bundesgericht 
eingereicht worden ist. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 1. Oktober 2025 (1C_559/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über das E-ID-
Gesetz – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese 
statt bei einer zuständigen Vorinstanz direkt beim Bundesgericht 
eingereicht worden ist. 

 

 

https://www.nzz.ch/schweiz/angst-um-die-direkte-demokratie-der-bundesrat-solle-umgehend-studien-zu-den-auswirkungen-des-eu-pakets-in-auftrag-geben-fordert-eine-linke-stiftung-ld.1909583
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=7&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F30-09-2025-1C_554-2025&number_of_ranks=989
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=5&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F01-10-2025-1C_557-2025&number_of_ranks=989
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=6&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F01-10-2025-1C_559-2025&number_of_ranks=989
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Urteil des Bundesgerichts vom 2. Oktober 2025 (1C_461/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 in Sachen 
Bundesbeschluss über die kantonale Liegenschaftssteuer auf 
Zweitliegenschaften – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, 
da sich diese gegen die Formulierung der Abstimmungsfrage und damit 
einen nicht anfechtbaren Akt des Bundesrats richte. Trotzdem wirft das 

Gericht die Frage auf, «ob es […] nicht opportun gewesen wäre, bei der 
Formulierung der Abstimmungsfrage ausnahmsweise […] auch auf den auf 
Gesetzesstufe geregelten Systemwechsel bei der 
Wohneigentumsbesteuerung […] hinzuweisen». 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 2. Oktober 2025 (1C_562/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über das E-ID-
Gesetz – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese 
statt bei einer zuständigen Vorinstanz direkt beim Bundesgericht 
eingereicht worden ist. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 20. Oktober 2025 (1C_606/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über das E-ID-
Gesetz – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese 
nicht hinreichend begründet worden sei. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 20. Oktober 2025 (1C_600/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über das E-ID-
Gesetz – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese 
nicht hinreichend begründet worden sei. 

 

 

 

 

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=3&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F02-10-2025-1C_461-2025&number_of_ranks=989
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=4&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F02-10-2025-1C_562-2025&number_of_ranks=989
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F20-10-2025-1C_606-2025&number_of_ranks=989
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F20-10-2025-1C_600-2025&number_of_ranks=989
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2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 4. September 2025 

(VB.2024.00351) 

Erwahrung der Ergebnisse der Erneuerungswahl der Mitglieder des 
Kantonsrats vom 12. Februar 2023 – Parteiwechsel von Kantonsrätin Isabel 

Garcia – Das Verwaltungsgericht weist die Stimmrechtsbeschwerde ab. 
Dem Urteil des Verwaltungsgerichts ging ein Bundesgerichtsurteil voraus, 
mit dem die Sache an das Zürcher Verwaltungsgericht zurückgewiesen 
wurde, um zu ermitteln, ob Isabel Garcia den festen Entschluss zum 
Parteiwechsel bereits im Zeitpunkt der Wahl gefasst und entsprechende 
Vorkehrungen getroffen oder Aussagen gemacht habe (BGE 151 I 41). Zu 
diesem Zweck befragte das Verwaltungsgericht insbesondere Zeugen, 
verzichtete aber darauf, Anruflisten, E-Mails und andere Nachrichten von 
Isabel Garcia herauszuverlangen. Nach Ansicht des Verwaltungsgerichts 
fehlt es dafür nicht nur an einer gesetzlichen Grundlage, vielmehr wären 
solche Massnahmen auch unverhältnismässig. Die Kammermehrheit des 
Verwaltungsgerichts kommt so zum Schluss, dass es aufgrund der Beweis- 
und Indizienlage nicht erstellt sei, dass Isabel Garcia den festen Entschluss 
zum Parteiwechsel bereits im Zeitpunkt der Wahl gefasst und 
entsprechende Vorkehrungen getroffen oder Aussagen gemacht habe. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Schwyz vom 5. September 2025 

(III 2025 78) 

Bezirksgemeinde Höfe vom 23. April 2025 – Verkauf einer Liegenschaft – 
Das Verwaltungsgericht weist die Beschwerde ab. Der Beschwerdeführer 
rügte ein fehlerhaftes Abstimmungsprozedere anlässlich der Bezirksge-

meinde, insbesondere weil die Frau Bezirksammann seinen Antrag nicht 
zur Abstimmung zugelassen hatte. Das Verwaltungsgericht stuft den Antrag 
des Beschwerdeführers jedoch als nach Schwyzer Recht unzulässigen 
(verdeckten) Ablehnungsantrag und nicht als zulässigen Rückweisungsan-
trag ein. Da über die Ablehnung einer Sachvorlage zwingend an der Urne 
zu befinden ist, habe die Frau Bezirksammann den Antrag des Beschwer-
deführers deshalb zu Recht nicht zur Abstimmung zugelassen. 

 

https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=225359&W10_KEY=13193757&nTrefferzeile=1&Template=standard/results/document.fiw
https://gerichte.sz.ch/vg/?dec=a64f19ed72334b929d4f806fef2b7b96&index=TRI&locale=de
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Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 30. September 2025 
(ATA/1061/2025) 

Nichtabberufung eines Verwaltungsratsmitglieds einer autonomen öffentli-
chen Einrichtung durch den Genfer Staatsrat – Das Kantonsgericht tritt 
mangels eines unmittelbaren schutzwürdigen persönlichen Interesses der 
Beschwerdeführerin nicht auf die Beschwerde ein. Die Beschwerdeführerin, 

das Mouvement Citoyen Genevois (MCG), forderte die Abberufung einer 
Person aus dem Verwaltungsrat einer autonomen öffentlichen Einrichtung. 
Auslöser dafür war, dass diese Person aus dem MCG austrat, nachdem sie 
auf Vorschlag des MCG vom Genfer Grossen Rat in den Verwaltungsrat 
gewählt worden war. Laut dem Kantonsgericht verlangt das einschlägige 
Genfer Gesetz jedoch weder eine bestimmte Parteizugehörigkeit noch er-
möglicht es in dieser Konstellation eine Abberufung durch den Staatsrat. 
Entsprechend sei das MCG als Partei auch nicht unmittelbar durch die Ent-
scheidung über die Nichtabberufung durch den Staatsrat betroffen. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Waadt vom 22. Oktober 2025 

(CCST.2025.0007) 

Kommunale Volksabstimmung der Gemeinde Bullet vom 
22. September  2024 über die Annahme des Entwurfs eines 
interkommunalen Nutzungsplans für den «Windpark Grandsonnaz» – Das 
Kantonsgericht weist die Beschwerde ab. Die Beschwerdeführer forderten 
eine Annulierung der Abstimmung. Sie rügten im Wesentlichen, dass die 
Behörden dreier umliegender Gemeinden in unzulässiger Weise in die 
Abstimmung eingegriffen hätten, indem sie im Vorfeld ein Schreiben an die 
Haushalte von Bullet versandt haben. Das Kantonsgericht erachtet die 
Intervention eines gleichgeordneten Gemeinwesens in einen 
Abstimmungskampf mit Verweis auf Meinungen aus der Lehre dann für 

zulässig, wenn die Gemeinde vom zur Abstimmung stehenden Gegenstand  
besonders betroffen ist und der Ausgang der Abstimmung erhebliche 
Auswirkungen auf diese hat. Da es vorliegend um die Genehmigung eines 
interkommunalen Windparkprojekts ging, das sich auch auf das Gebiet der 
intervenierenden Gemeinden erstrecken soll, durften die drei Gemeinden 
nach Ansicht des Kantonsgerichts grundsätzlich in den Abstimmungskampf 
in Bullet intervenieren. Das Schreiben genügt zudem den Anforderungen 
an die Objektivität. Offen lässt das Kantonsgericht hingegen, ob die 
Beteiligung des projekttragenden Unternehmens bei der Ausarbeitung des 
Schreibens und womöglich der Finanzierung des Versands einen Verstoss 
gegen die Pflicht zur Transparenz darstellt. Denn das Kantonsgericht 

https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/decis/search?query=ATA/1061/2025
https://jurisprudence.vd.ch/scripts/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/scripts/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WWW_V4&Schema=VD_TA_WEB&Source=search.fiw&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=FRE&nF30_KEY=185587&W10_KEY=10247062&nTrefferzeile=1&Template=search/standard/results/document.fiw
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kommt trotz der geringen Differenz von 22 Stimmen zum Schluss, dass – 
selbst wenn die Beteiligung des Projektträgers im Schreiben erwähnt 
worden wäre – diese keinen Einfluss auf das Abstimmungsergebnis gehabt 
hätte. 

 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 

Keine 

 

 

 

3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen1 

- Initiativen im Sammelstadium (11) (-1) 
- In Auszählung (1) (-3) 
- Beim Bundesrat hängig (7) (+2) 
- Beim Parlament hängig (11) (-2) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (5) (+2) 
 

 

 

Bundesbeschluss vom 17. September 2025 

Der direkte Gegenentwurf zur Eidgenössischen Volksinitiative «Ja zu einer 
unabhängigen, freien Schweizer Währung mit Münzen oder Banknoten (Bar-
geld ist Freiheit)» wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. Die 
Bundesversammlung empfiehlt, die Initiative abzulehnen und den Gegen-
entwurf anzunehmen. (BBl 2025 2885) 

 

 
1 Stand 2. November 2025. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2885
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Verfügung der Bundeskanzlei vom 25. September 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Gegen die Zerstörung unserer Wälder 
durch Windturbinen (Waldschutz-Initiative)» ist mit 107 693 gültigen 
Unterschriften zustande gekommen. Die Initiative will einen Mindestabstand 
von Windkraftanlagen zu Wäldern in der Verfassung verankern. 
(BBl 2025 2849) 

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 25. September 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für den Schutz der direkten Demokratie 
bei Windparks (Gemeindeschutz-Initiative)» ist mit 106 010 gültigen 
Unterschriften zustande gekommen. Die Initiative will in der Verfassung 
festschreiben, dass Windkraftanlagen zwingend der Zustimmung der 
Stimmbevölkerung von Standortgemeinden sowie besonders betroffener 
Nachbargemeinden bedürfen. (BBl 2025 2850) 

 

 

Bundesbeschluss vom 26. September 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Ja zu einer unabhängigen, freien 
Schweizer Währung mit Münzen oder Banknoten (Bargeld ist Freiheit)» wird 
Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. Die Bundesversammlung 
empfiehlt, die Initiative abzulehnen und den direkten Gegenentwurf anzu-
nehmen. (BBl 2025 2886) 

 

 

Bundesbeschluss vom 26. September 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «200 Franken sind genug! (SRG‑Initia-

tive)» wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. Die Bundesver-
sammlung empfiehlt, die Initiative abzulehnen. (BBl 2025 2887) 

 

 

Bundesbeschluss vom 26. September 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für eine gerechte Energie- und 
Klimapolitik: Investieren für Wohlstand, Arbeit und Umwelt (Klimafonds-Initi-
ative)» wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. Die Bundesver-
sammlung empfiehlt, die Initiative abzulehnen. (BBl 2025 2888) 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2849
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2850
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2886
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2887
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2888
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Verfügung der Bundeskanzlei vom 30. September 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für die Anerkennung des Staates Pa-
lästina» hat die Vorprüfung bestanden. Die Sammelfrist läuft bis am 14. April 
2027. (BBl 2025 2984) 

 

 

Botschaft des Bundesrats vom 8. Oktober 2025 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Ja zur tierversuchs-
freien Zukunft» empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung der Initiative. 
(BBl 2025 3069) 

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 16. Oktober 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für eine direktdemokratische und 
wettbewerbsfähige Schweiz – keine EU-Passivmitgliedschaft 
(Kompass‑Initiative)» ist mit 111 422 gültigen Unterschriften zustande 

gekommen. Die Initiative will insbesondere das obligatorische 
Staatsvertragsreferendum ausweiten. (BBl 2025 3114) 

 

 

4. Publikationen 

 

 CHERVET JOHANN-JAKOB, Auch Not kennt Recht: Die Credit Suisse Notfusion 
vor Gericht, VerfBlog, 2025/10/30 (Link) 

 

 GLASER ANDREAS/EPINEY ASTRID, Streitgespräch: «Neu gilt: Schweiz muss 
EU-Recht übernehmen», plädoyer 05/2025 (Link) 

 

 

GRAA NUMA, Le contrôle constitutionnalité des lois fédérales, 150 ans de 
débat politique, Zürich/Genf 2025 (Verlag) 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2984
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/3069
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/3114
https://verfassungsblog.de/auch-not-kennt-recht/
https://www.plaedoyer.ch/artikel/artikeldetail/streitgespraech-neu-gilt-schweiz-musseu-recht-uebernehmen
https://www.schulthess.com/buchshop/detail/ISBN-9783725593910/Graa-Numa/Le-controle-de-constitutionnalite-des-lois-federales?srsltid=AfmBOorLiQFHBNcwpxHBIf5p0V4ryYTlVvgBuM2GQcabCjaQOA6HM4AH
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 KAYSER MARTIN, Recht und Politik, ZBl 126/2025, S. 519 ff. (LEXCampus) 

 

 
PARIS DAVIDE, The Right to Vote of Non-Resident Citizens: Not Just How, 
But Whether, Comment, ZaöRV 3/2025, S. 673 ff. (Link) 

 

 TSCHENTSCHER AXEL ET AL., Die staatsrechtliche Rechtsprechung des Bun-
desgerichts in den Jahren 2024 und 2025, ZBJV 10/2025, S. 619 ff. (Link) 

 

 

 

5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 

 

 

 

 

 

https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/13bc36a6-9649-4ff2-af48-d0cb89abc3cf
https://www.nomos-elibrary.de/de/document/view/pdf/uuid/53985ff9-06da-39f9-b9b8-b30383cb519a?page=1
https://zbjv.recht.ch/de/artikel/01zbjv1025abh/die-staatsrechtliche-rechtsprechung-des-bundesgerichts-den-jahren-2024-und
https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm


 

   

13 

 

Kontakt: 
 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, MLaw 

Joel Probst, BLaw 

mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

